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„An unsere Umwelt in Deutschland
richten wir uns heute nicht im Tone der
Anklage, der Mahnung und Belehrung…“

Die Berichterstattung der deutsch-jüdischen Presse zum
20. Jahrestag der Novemberpogrome

1958 war für die jüdische Gemeinschaft ein Jahr, in dem die
Konsolidierung jüdischen Lebens in Deutschland bereits vor-
angeschritten war. Der 1950 gegründete Zentralrat der Juden
in Deutschland hatte es sich zum Ziel gemacht, die Interessen
der jüdischen Gemeinschaft gegenüber Staat und Gesellschaft
mit einer Stimme zu vertreten. Neben dem Engagement für
eine finanzielle ‚Wiedergutmachung‘ für die Verfolgten des
NS-Regimes sowie der Vorbereitung von NS-Prozessen stand
vor allem der Aufbau der Gemeinden im Vordergrund der Ar-
beit des Zentralrats.

Schon die Existenz dieser Interessensvertretung machte
deutlich, dass in gewisser Weise ein Übergangsstadium zu
Ende gegangen war. Trotz aller Vorbehalte von jüdischer Seite
angesichts des alltäglich erlebten Antisemitismus sowie re-
staurativer Tendenzen1 und ganz im Gegensatz zu den Ansich-
ten internationaler jüdischer Organisationen gab es nun eine
Repräsentanz, die sich dazu bekannte, dass jüdisches Leben in
Deutschland weiterbestand und weiterbestehen werde.

Die Vorstellung von jüdischen Gemeinden in Deutschland
als reine Liquidationsgemeinden, deren einzige Aufgabe es sei,
die Auswanderung von Juden zu organisieren, schien ange-
sichts des beginnenden Aus- und Aufbaus von Gemeinden in
den 1950er Jahren obsolet geworden. So wurden 1951 in Saar-
brücken und 1952 in Stuttgart die ersten größeren Synagogen-
neubauten eingeweiht. 1956 folgte die Synagoge in Dortmund.2

1 Zu denken ist hier unter anderem an die ablehnende Haltung vieler
Deutscher gegenüber der Entnazifizierung, an die zeitliche Verschleppung
von NS-Prozessen sowie an gesetzgeberische Maßnahmen, die früheren
NSDAP-Funktionären den Weg in den öffentlichen Dienst und den An-
spruch auf Versorgungsleistungen ermöglichten.

2 Ulrich Knufinke: Neue Synagogen in Deutschland nach 1945. In: Aliza
Cohen-Mushlin, Harmen H. Thies (Hg.): Synagogenarchitektur in Deutsch-
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Doch dieser Aufbau jüdischen Lebens lief meist unbemerkt
von der deutschen Öffentlichkeit ab – was von jüdischer Seite
häufig nicht unbeabsichtigt war, war man sich seiner Zukunft
in Deutschland doch nicht ganz gewiss. Ähnlich verhielt es
sich mit dem beginnenden Gedenken an die Verbrechen wäh-
rend der NS-Zeit, das auf offiziell-jüdischer Ebene kurz nach
Kriegsende begann: 1948 erklärte das Präsidium des Central Je-
wish Committee den 9. November zum jüdischen Gedenktag
und bat die Vorstände der jüdischen Gemeinden in der briti-
schen Zone, „dem Charakter des Tages entsprechend, Ihre Ge-
meindemitglieder zu Feiern zusammen zu rufen“3.

In den ersten Jahren schien das Erinnern an die Novemberpo-
grome4 vor allem eine innerjüdische Angelegenheit zu sein,
was angesichts der Verstrickung weiter Bevölkerungsteile in
den Nationalsozialismus nicht verwunderlich war.5 Wohl gab
es auch nichtjüdische Gedenkakte, doch waren diese meist
auf Anregung von jüdischer Seite entstanden und in ihrer
Reichweite lokal begrenzt. Eine mediale Auseinandersetzung
fand zum 10. Jahrestag, also 1948, vor allem in den Blättern
der jüdischen Gemeinden statt.6

Das Jahr 1958 stellte im Hinblick auf das Gedenken an die
Novemberpogrome jedoch eine Zäsur dar. Erstmals wurde die-
ser Jahrestag in der bundesweiten Öffentlichkeit als Ereignis
beachtet – wenn auch bei weitem noch nicht so, wie dies ab
1978 der Fall sein sollte7. So wurde etwa die Grundsteinlegung
zum Synagogenneubau in Hamburg im November 1958 von ei-

land. Dokumentation zur Ausstellung: „ … und ich wurde ihnen zu einem
kleinen Heiligtum … “ – Synagogen in Deutschland. Petersberg 2008,
S. 98–101.

3 Norbert Wollheim: Der 9. November als Gedenktag. In: Jüdisches Ge-
meindeblatt, 5.11.1948, S. 11.

4 Angesichts der Tatsache, dass sich die antijüdischen Ausschreitungen
über einen längeren Zeitraum erstreckten und bereits am 7.11.1938 began-
nen, sollte von Novemberpogromen im Plural gesprochen werden. Vgl. Y.
Michal Bodemann: Gedächtnistheater. Die jüdische Gemeinschaft und
ihre deutsche Erfindung. Hamburg 1996, S. 89 f.

5 Allerdings muss hier eines bedacht werden: Diese offizielle Erinnerung
wurde vor allem von Funktionären der jüdischen Gemeinden und des Zen-
tralrats getragen, die mehrheitlich Juden deutscher Herkunft waren. Die
meisten Mitglieder der jüdischen Gemeinden waren jedoch ehemalige DPs
(Displaced Persons), die ursprünglich aus Osteuropa stammten und keine
persönlichen biographischen Erinnerungen an den 9.11.1938 hatten.

6 Harald Schmid: Erinnern an den „Tag der Schuld“. Das Novemberpo-
grom von 1938 in der deutschen Geschichtspolitik. Hamburg 2001, S. 128.

7 Vgl. hierzu auch den Beitrag von Anne Giebel in dieser Zeitschrift, ab
S. 56–69.
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ner breiten Bevölkerung wahr-
genommen.8 Auch in den Medien
wurden die Gedenkereignisse um
den 9. November allmählich
„Seite-Eins-Fähig“.9

Wie aber berichtete die jüdi-
sche Presse, gerade auch ange-
sichts dieses Wandels in der ge-
samtgesellschaftlichen Rezep-
tion der Pogrome?

Dass sich etwas verändert hat-
te, war auch hier deutlich zu spü-
ren. So druckten sowohl die All-
gemeine Wochenzeitung der
Juden in Deutschland10 als auch
die Münchener Jüdischen Nach-
richten11 Schreiben von Bundes-
präsident Theodor Heuss als
auch von Bundeskanzler Konrad
Adenauer ab, welche die beiden
Politiker anlässlich des Gedenk-
tages an den Zentralrat der Juden
gesandt hatten, und die ein „geschichtspolitisches Novum“
darstellten.12 Der Gedenktag erfuhr hier gleichsam eine offi-
ziell-politische Anerkennung. Während Heuss die Pflicht „die-
ses Tages zu gedenken“ unterstrich, bekräftigte Adenauer vor
allem den Willen zur „Wiedergutmachung“.

Beide Zeitungen, sowohl die Allgemeine Wochenzeitung der
Juden in Deutschland13 als auch die Münchener Jüdischen
Nachrichten14, waren, obgleich sie sich als unabhängig ver-

1 Die zunehmend
engere Bindung
zwischen offizieller
deutscher Politik und
jüdischer Gemeinschaft
zeigte sich auch
anlässlich der
Einweihung der Kölner
Synagoge am
20. September 1959:
Bundeskanzler Adenauer
hielt eine Rede vor der
Festversammlung.

8 Ebd., S. 211.
9 Ebd., S. 222.
10 Allgemeine Wochenzeitung der Juden in Deutschland, 14.11.1958, S. 3.
11 Münchener Jüdische Nachrichten, 14.11.1958, S. 1.
12 Harald Schmid: Erinnern (wie Anm. 6), S. 215.
13 Die heute als „Jüdische Allgemeine“ bekannte Zeitung, die seit 1946

mehrfach ihren Namen wechselte, wurde 1973, sieben Jahre nach dem Tod
des Herausgebers Karl Marx, vom Zentralrat der Juden herausgegeben und
verlor somit ihren Charakter als unabhängige Publikation.

14 Die Münchener Jüdischen Nachrichten wurden 1951 von Moses Lu-
stig (1906–1976) gegründet, gleichsam als „Ein-Mann-Projekt“ geführt und
mit Lustigs Tod 1976 eingestellt. Lustig, selbst ein DP, wollte eine Zeitung
herausgeben, die sowohl deutsche Juden als auch DPs, die vor allem in Bay-
ern ansässig waren, ansprechen sollte. Er vertrat dabei eine nationale und
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standen, den jüdischen Gemeinden und ihren Vertretern ge-
genüber mehr oder weniger loyal eingestellt. Die mangelnde
Vielfalt der deutsch-jüdischen Presse nach 1945 bot keine
Grundlage für einen pluralistischen jüdischen Diskurs wie
dies vor 1933 der Fall gewesen war.15

Karl Marx, Herausgeber und Chefredakteur der Allgemeinen
Wochenzeitung der Juden in Deutschland, pflegte darüber hin-
aus engen Kontakt zum politischen Establishment, wovon un-
ter anderem ein Interview mit Konrad Adenauer zum Anlass
des Gedenkens im November 1958 zeugt.16 Darin verwies
Adenauer immer wieder auf Gespräche, die beide schon ge-
führt hätten und antwortete auf Marx’ Frage, wie er „heute die
Judenfrage in Deutschland betrachte […]“17, er denke dabei
„nicht nur an die materiellen Trümmer in unserem ganzen
Land, sondern vor allem auch an die seelische Not, die der Na-
tionalsozialismus im Hinblick auf das jüdische Volk hinterlas-
sen hatte“. Adenauer postulierte eine antinazistische Grund-
haltung des deutschen Volkes, das „mit Abscheu auf die
furchtbaren Taten des Nazismus zurückblickt“. Dieser Um-
stand werde auch nicht „durch Einzelfälle antisemitischer
Aeußerungen beeinträchtigt“. Adenauer begrüßte die Existenz
jüdischer Gemeinden in Deutschland, seien sie „doch ein klei-
nes Zeichen für das Vertrauen, das langsam wieder zu unserem
Staate in der jüdischen Welt zu wachsen beginnt“. Für ihn be-
deute dies „eine tiefe Befriedigung, denn ein Rechtsstaat kann
auf dieser furchtbaren Vergangenheit nur wachsen, wenn diese
Vergangenheit nicht durch Totschweigen, sondern durch
Wandlung überwunden wird“. Dass Adenauer das Interview in
erster Linie für seine politische Botschaft nutzte, kam auch
darin zum Ausdruck, dass er die Pogrome um den 9. November
1938 wenig konkret in ihren Ausmaßen erwähnte. Zwar war
kurz die Rede von zerstörten Synagogen, doch das Pogrom

keine konfessionelle Definition des Judentums. Vgl.: Anne B. Mittelham-
mer: Rund um die Münchner Gemeinde. Die jüdische Gemeindepolitik in
München 1950–1970 im Spiegel der Münchner jüdischen Presse, unver-
öffentlichte Magisterarbeit, Ludwig-Maximilians-Universität München
2010, S. 23–28.

15 Vgl. Michael Brenner: Nach dem Holocaust. Juden in Deutschland
1945–1950. München 1995, S. 212.

16 Beitrag zu neuem Verstehen. Ein Interview zwischen Bundeskanzler
Dr. Konrad Adenauer und Karl Marx. In: Allgemeine Wochenzeitung der Ju-
den in Deutschland, 14.11.1958, S. 5.

17 Der nach 1945 diskreditierte Begriff der „Judenfrage“ fand sich hier
noch ohne distanzierende Anführungszeichen.
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selbst beschrieb er abstrakt als „schwärzesten Tag“, an dem
„das Gesetz der Freiheit mit Füßen“ getreten worden sei.

Auch das Direktorium des Zentralrats suchte nun eine neue
Form der Öffentlichkeit und wandte sich erstmals mit einer
Erklärung zum 20.Jahrestag des November-Pogroms an die
Mitglieder der jüdischen Gemeinden und die „Umwelt in
Deutschland“. Die Botschaft wurde sowohl in der Allgemei-
nen Wochenzeitung der Juden in Deutschland als auch in den
Münchener Jüdischen Nachrichten auf der jeweils ersten Seite
abgedruckt.18

Hier wurde das Geschehen des 9. November 1938 sehr direkt
geschildert: „In den Straßen aller deutscher Städte zersprangen
die Schaufenster der jüdischen Geschäfte. Ein Strom von Plün-
derern und Gewalttätern verschaffte sich Einlaß. Juden wurden
in ihren Wohnungen überfallen und manche vor den Augen ih-
rer Angehörigen erschossen. Viele Tausende von Juden traten
den Weg in die Konzentrationslager an.“19

Bemerkenswert an dieser öffentlichen Stellungnahme war
die Zweiteilung der Adressatengruppe: Die Mitglieder der jüdi-
schen Gemeinschaft wurden aufgefordert, „in diesen Novem-
bertagen der umgekommenen Familienangehörigen, der
Freunde und der Nachbarn, der Millionen jüdischer Opfer“ zu
gedenken. Mahnend hieß es weiter: „Mit der tiefen Dankbar-
keit für unsere Rettung sollten wir uns der besonderen Pflicht
bewußt sein, die das Schicksal dieser Generation auferlegt hat.
Wir haben diese Katastrophe erlebt und überlebt und dürfen
niemals in eine Geisteshaltung der Selbstzufriedenheit verfal-
len. Vergessen wäre hier fehl am Platz.“ Diese Botschaft war
zugleich auch mit einer Begründung für die Entscheidung, in
Deutschland zu bleiben, verbunden. So habe man sich bei dem

18 Zum 20. Jahrestag des Novemberpogroms von 1938. Botschaft des
Zentralrates der Juden in Deutschland. In: Allgemeine Wochenzeitung der
Juden in Deutschland, 7.11.1958, S. 1; sowie in: Münchener Jüdische Nach-
richten, 7.11.1958, S. 1.

19 Diese und ähnliche explizite Beschreibungen der Pogrome fanden sich
vornehmlich bei jüdischen Beiträgern. Vgl. z. B. auch E. G. Lowenthal:
Nachwehen des 9. November. Das Scheibenklirren und die Geschichts-
schreibung. In: Allgemeine Wochenzeitung der Juden in Deutschland,
21.11.1958, S. 15. Hier schien das Klirren der Fensterscheiben noch hörbar,
was verdeutlichte, wie präsent die Übergriffe für den Autor noch immer
waren. Ebenso: In München. In: Münchener Jüdische Nachrichten,
14.11.1958, S. 1–3, hier S. 2. In der Schilderung der Gedenkfeiern wurde
auch Julius Spanier zitiert, der sehr eindringlich die Greuel beschrieb, die
später im Holocaust folgten, ohne sich in euphemistische Formulierungen
zu flüchten.
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Entschluss, „von dem Gedanken leiten“ lassen, „daß es der
Menschheit keinen Nutzen bringen kann, künstliche Vorhän-
ge aus Voreingenommenheit und Haß zu ziehen. Die Wieder-
errichtung jüdischer Gotteshäuser und Gemeinden bezeugt
die Unbesiegbarkeit des Geistes und das ewige ‚Dennoch‘ in
der jüdischen Geschichte.“

Konziliant hieß es dagegen an Nichtjuden gewandt: „An un-
sere Umwelt in Deutschland richten wir uns heute nicht im
Tone der Anklage, der Mahnung und Belehrung, auch nicht
mit Forderungen nach materieller Wiedergutmachung. Zer-
störtes Leben kann durch Menschenhand nicht erweckt wer-
den.“ Damit wurde ein Appell verbunden, der Juden und
Nichtjuden verbinden sollte, aber auch Täter und Opfer in
eine seltsame Nähe brachte: „Hieraus sollten wir alle lernen,
die Verfolger und die Verfolgten, die Gerechten und die Unge-
rechten und bestimmt die Selbstgerechten. Die Geschichte
der jüngsten Vergangenheit ist unbequem, erbarmungslos und
mörderisch. Nur dann kann eine heilsame Wirkung von ihr
ausgehen, wenn diese Generation sich ihrer voll bewußt wird.“
Dieser Aufruf des Zentralrats trug deutlich pädagogisch-politi-
sche Züge, die auch einer gewissen Idealisierung nicht ent-
behrten: Eine gemeinsame Zukunft für Juden und Nichtjuden
in Deutschland sah man in der „heilsame[n] Wirkung“ des
Wissens um die Vergangenheit begründet.

Auch ein Artikel Heinz Galinskis, Vorsitzender des Zentral-
rats und der Jüdischen Gemeinde zu Berlin, beschwor den
Blick nach vorn und verknüpfte das Gedenken mit einem ak-
tuellen Anliegen, nämlich der Bitte um Unterstützung für das
neue Jüdische Gemeindezentrum, das „uns über die Schreck-
nisse der Novembernächte vergangener Jahre hinausführen
[wird] in eine – wie wir hoffen – glückliche Zukunft“.20

In den Münchener Jüdischen Nachrichten erinnerte der Ge-
neralsekretär des Zentralrats, Hendrik George van Dam, an
Stimmen, die jüdisches Leben in Deutschland nach 1945 für
unmöglich hielten, und setzte deren Einschätzung die Realität
von etwa 30 000 gegenwärtig wieder in Deutschland lebenden
Juden entgegen.21 Zwar dürfe man die Vergangenheit nicht

20 Heinz Galinski: Die Botschaft des 9. November. In: Allgemeine Wo-
chenzeitung der Juden in Deutschland, 7.11.1958, S. 13.

21 Hendrik George van Dam: Der Anfang vom Ende. Zum 20. Jahrestag
der „Kristallnacht“. In: Münchener Jüdische Nachrichten, 14.11.1958, S. 1.
Der Begriff „Kristallnacht“ wurde in den untersuchten Artikeln teilweise
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vergessen, aber, und hier wiederholte er fast wortgleich eine
Formulierung der Zentralratserklärung, es sei „für die Ent-
wicklung der Menschheit nicht nützlich, sondern sehr schäd-
lich […], künstliche Vorhänge aus Sentiment und Ressenti-
ment zu ziehen. Daher ist es ein moralischer und politischer
Faktor von Wert, daß auch heute wiederum Juden in Deutsch-
land leben und eine angemessene Beziehung zur deutschen Be-
völkerung besteht. Als angemessen in diesem Sinne sehen wir
nicht einen ausgesprochenen Prosemitismus als Reaktion auf
die Geschehnisse der Vergangenheit, sondern eine Normalisie-
rung der Gefühlswelt, die noch nicht völlig erreicht, aber drin-
gend notwendig ist.“22

Nur in einem Beitrag mit ausdrücklich weniger appellativem
Charakter fand sich eine deutlich pessimistischere Sichtweise.
So fragte Chefredakteur Karl Marx in der Allgemeinen Wo-
chenzeitung der Juden in Deutschland, ob „ein Tag wie der
9. November 1938 innerhalb von zwanzig Jahren in die Anony-
mität einer Jahreszahl untertauchen“ darf?23 Marx sah Anzei-
chen für einen Wandel in der Wahrnehmung des Geschehenen,
eine „Denkart“, die „zwanzig Jahre bereits als Geschichte zu
empfinden“ vermag. Diese beginnende Historisierung betrach-
tete er nicht ohne Sorge.

Relativierende und nivellierende Tendenzen machte er auch
bei der jungen Generation aus, die zwar „etwas von den Sün-
den der Väter“ ahne, aber „von dem 9. November 1938 wohl
nicht anders als vom 14. Juli 1789, von den Jahren 1871, 1914,
1918“ spreche: „Geschehen, das vielen noch in frischer und
schmerzlicher Erinnerung ist, ist diesen jungen Menschen wie-
derum nicht mehr im unmittelbaren Bewußtsein. Der Tag, der
zum belastendsten Gedenktag in der deutschen Geschichte ge-
worden ist, mag tatsächlich der Jugend nichts mehr als ein Ge-
denktag sein.“ Warum Juden in Deutschland einen Neuanfang
gewagt haben, könne nicht erklärt werden und so lautet Marx’
resignatives Fazit: „Es gibt auch keine Mahnung, die stark ge-
nug ist, als daß sie sichtbar und ewig über dem 9. November
1938 stehen könnte.“

in Anführungszeichen geschrieben, aber nicht näher problematisiert. Le-
diglich Hendrik George van Dam verwies auf die Bagatellisierung des Ge-
schehenen durch diesen Begriff.

22 Ebd.
23 Karl Marx: Als die Fundamente fielen! Gedanken zum 20. Jahrestag

des 9. November 1938. In: Allgemeine Wochenzeitung der Juden in
Deutschland, 7.11.1958, S. 1.
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Auffallend ist, dass es in den Darstellungen keine Verweise
auf aktuelle antisemitische Vorfälle gab. So hätten der Fall des
Studienrates Zind, der einen jüdischen Kaufmann schwer be-
leidigt hatte, sowie der Fall des ehemaligen Buchenwalder KZ-
Arztes Eisele, der sich im Sommer 1958 seiner drohenden Ver-
haftung durch Flucht entzogen hatte, genügend aktuelle
Bezugnahmen ermöglicht.24

In den meisten Artikeln dominierte die Einschätzung, dass
der 9. November 1938 der Ausgangspunkt für die Ermordung
der Juden gewesen sei, so auch in der Erklärung des Zentral-
rats, in der es hieß: „Die Endlösung hatte ihren Anfang genom-
men.“25 Häufig wurde auch auf das Erschrecken hingewiesen,
dass gerade Deutschland als Kulturland zum Ausgangspunkt
der Barbarei werden konnte.26 Die Hauptverantwortung für
die Pogrome wurde in einem Artikel der Münchener Jüdischen
Nachrichten27 zweifelsfrei bei der Partei und vor allem bei der
SA gesehen. In einem anderen Artikel unterschied der Münch-
ner CSU-Stadtrat und geschäftsführende Vorsitzende des Zen-
tralverbandes demokratischer Widerstandskämpfer, Franz
Fackler, zwischen dem anständigen Teil von Deutschen und
dem Pöbel.28 Die anständigen Deutschen hätten sich von den
Pogromen ferngehalten, konnten aber keinen Widerstand lei-
sten, da ein solcher gefährlich gewesen sei. Diese Sichtweise –
ähnlich der Unterscheidung von Deutschen und Nazis – er-
möglichte Nichtjuden, sich selbst und ihre Angehörigen aus
der Tätergruppe auszuklammern und die Schuld allein einer
anderen Gruppe, hier dem Pöbel, zuzuweisen.

Dies war eine für die damalige Zeit nicht untypische Sicht
auf die Novemberpogrome, ebenso üblich war das Ausklam-

24 Nur in einem Artikel wurde ganz kurz die Causa Zind erwähnt: „Wir
dürfen niemals vergessen!“/Gedenkfeiern zum 20. Jahrestag der Synagogen-
Zerstörung. In: Allgemeine Wochenzeitung der Juden in Deutschland,
21.11.1958, S. 5 f., hier S. 5.

25 Vgl. ebenfalls: Hendrik George van Dam: Der Anfang vom Ende (wie
Anm. 21).Van Dam sieht die Novemberpogrome als „Anfang von einem
schrecklichen Ende“.

26 Vgl. Bundesrichter a. D. Dr. Galleiske: Gedanken zum 9. November.
In: Münchener Jüdische Nachrichten, 7.11.1958, S. 1; vgl. ebenso: Marx:
Als die Fundamente fielen (wie Anm. 23). Hier war die Rede vom „Volk der
Dichter und Denker“, das „den millionenfachen Mord [duldete]“; ebenso:
Predigt Dr. Warsés zum 9. November. In: Allgemeine Wochenzeitung der
Juden in Deutschland, 21.11.1958, S. 15.

27 In München (wie Anm. 19), S. 2.
28 Franz Fackler: Kristallnacht – 20 Jahre später. In: Münchener Jüdische

Nachrichten, 7.11.1958, S. 1.
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mern der unmittelbaren Vorgeschichte sowie der Folgen der
Pogrome: Die Deportationen von polnischen Juden im Oktober
1938, sowie der Raub jüdischen Eigentums im Zuge der ‚Ari-
sierung‘ blieben ungenannt.

Dagegen beschäftigte sich der Schriftsteller Herbert Free-
den29 explizit mit den Folgen der Pogrome für die Täter und ver-
suchte aufzuzeigen, wie sehr die Novemberpogrome vor allem
für die Nazis selbst eine Niederlage bedeuteten.30 Freeden zu-
folge führte das Bekanntwerden der Verfolgung zu weltweiten
Protesten, der wirtschaftliche Schaden wäre immens gewesen,
„da die jüdischen Betriebe ein integraler Teil des deutschen
Wirtschaftskörpers waren“, und auch der Export wurde „erheb-
lich in Mitleidenschaft gezogen“.31 Auch Hendrik George van
Dam sah das Novemberpogrom als „deutschen Selbstmord“.
Seiner Meinung nach hätten gerade „Männer der christlichen
Kirchen diese Erkenntnis sehr frühzeitig“ erlangt.32

Auch Franz Fackler, ein Nichtjude, behauptete in dem oben
zitierten Beitrag, dass der Klerus im Visier der Nationalsoziali-
sten gestanden habe: „Wohin die Reise ging, zeichnete sich
schon in dieser Nacht ab, als randalierende Teilnehmer der Kri-
stallnacht schon während dieser in das erzbischöfliche Palais
hineinschossen und ankündigten, daß nach den Juden die
‚Schwarzen‘ als sogenannte ‚weiße Juden‘ darankommen wür-
den.“33 Diese Bezeichnung des Klerus als ‚weiße Juden‘ enthielt
eine Opferparallelisierung, die relativierend und geschichtsklit-
ternd war, aber offenbar als argumentative Strategie fungierte,
mit der Juden und Christen gleichsam „vereint“ werden soll-
ten. In einem weiteren, christlich-religiös begründeten Beitrag
auf derselben Seite beschwor Bundesrichter a.D. Galleiske eine
Gemeinschaft von Juden und Christen.34 Es erschien ihm unge-

29 Herbert Freeden wurde als Herbert Friedenthal 1909 in Posen geboren.
1939 emigrierte er nach London. Ab 1951 lebte er in Jerusalem, wo er 2003
verstarb. Bekanntheit erlangte er mit seiner Studie „Die jüdische Presse im
Dritten Reich“, Frankfurt am Main 1987.

30 Herbert Freeden: Das Fiasko der „Kristallnacht“. Zum 20. Jahrestag
der Novemberpogrome 1938. In: Allgemeine Wochenzeitung der Juden in
Deutschland, 7.11.1958, S. 3.

31 Eine ganz ähnliche Sichtweise auch: In München (wie Anm. 19). Hier
wurde auf den Schaden für Deutschland aufgrund der in Folge des Pogroms
einsetzenden Massenauswanderung von Juden verwiesen, S. 2.

32 Hendrik George van Dam: Der Anfang vom Ende (wie Anm. 21), S. 1.
33 Fackler: Kristallnacht (wie Anm. 28).
34 Bundesrichter a. D. Dr. Galleiske: Verantwortung. Gedanken zum

9. November. In: Münchener Jüdische Nachrichten, 7.11.1958, S. 1.
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heuerlich, dass die Pogrome geschehen konnten, „im Lebens-
bereich von Millionen Christen, die mit ihren jüdischen Brü-
dern und Schwestern den gemeinsamen Vater im Himmel ha-
ben, deren Heiland dem Fleische nach jüdischer Abstammung
ist, und für die ebenfalls das heilige alttestamentliche Gebot
gilt: Du sollst deinen Nächsten lieben wie dich selbst!“ Der
schon in der Botschaft des Zentralrats vorgebrachte Appell,
nicht zu vergessen, sowie die Forderung, sich mit der Vergan-
genheit auseinanderzusetzen und vor allem die Jugend auf-
zuklären, wurde auch an anderer Stelle in den Artikeln vor-
gebracht, meist im Rückgriff auf Zitate des katholischen
Religionsphilosophen Romano Guardini und des Philosophen
Karl Jaspers.35

In den Berichten zu den Gedenkfeiern wurde die Teilnahme
nichtjüdischer Gäste betont36 und wiederholt von Versöhnung
gesprochen.37 Der Wille zur Verständigung von nicht-jüdischer
Seite wurde auch im Aufruf von Franz Fackler deutlich, der zur
Teilnahme an einer Münchner Gedenkkundgebung aufruft:
„Mögen auch unsere jüdischen Mitbürger an dieser Veranstal-
tung teilnehmen, um zu sehen, daß der Großteil der Münchner
Bürgerschaft sich mit Abscheu von den Taten des Naziregimes
abgewendet hat und einer neuen Zukunft in Frieden und Frei-
heit mit ihren jüdischen Mitbürgern entgegengehen will.“

Generell wurde in der Berichterstattung zum 20. Jahrestag
der Novemberpogrome in der deutsch-jüdischen Presse das Be-
mühen sichtbar, den eigenen Platz innerhalb der deutschen
Gesellschaft für die Zukunft zu finden – gerade da es nun
mehr oder weniger klar war, dass man in Deutschland bleiben
werde. Das Gedenken an den 9. November 1938 bot scheinbar
die Möglichkeit, eine gemeinsame Sprache zu finden, in der
zwar die Bedeutung der Erinnerung und „Wiedergutmachung“
betont wurde, aber auch von „Normalisierung“ und Versöh-
nung die Rede war. Bestimmte Narrative, insbesondere in den
Beiträgen nichtjüdischer Autoren, wie zum Beispiel der Ver-
weis auf jüdisch-christliche Gemeinsamkeiten und die Unter-

35 Ebd.; In München (wie Anm. 19). Guardini habe „an alle die Mahnung
gerichtet, dieses Unrecht in unsere Verantwortung aufzunehmen und aus
dem Geschehenen die Lehren zu ziehen“. Und nach Karl Jaspers dürften El-
tern „ihre Kinder nicht vor schrecklichen Kenntnissen bewahren wollen.
Vergessen verhindert mit der Wahrheit die politische Erziehung.“, hier S. 2.

36 „Wir dürfen niemals vergessen!“ (wie Anm. 24), hier S. 5.
37 So in der Rede Werner Nachmanns, ebenso sei die Ansprache von Lan-

desrabbiner Dr. Bloch „vom Geist der Versöhnung“ erfüllt gewesen. Ebd.
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scheidung zwischen ‚Deutschen‘ und dem ‚nationalsozialisti-
schen Pöbel‘, boten der nichtjüdischen Bevölkerung Anknüp-
fungspunkte an das Gedenken und eine gemeinsame Zu-
kunftsvision an, zumal man sich von jüdischer Seite der
„Anklage, Mahnung und Belehrung“ enthalten wollte.38 Ein
Preis dafür war das Verschweigen aktueller antisemitischer
Vorfälle, die in so gut wie keinem Artikel direkte Erwähnung
fanden. Nur in dieser Form schien Ende der 1950er Jahre die
Entwicklung eines gemeinsamen Gedenkens an die Novem-
berpogrome möglich.

BILDNACHWEIS
Abb. 1: Presse- und Infor-
mationsamt der Bundes-
regierung, B 145
Bild-00021284. Foto Simon
Müller/20. September 1959.
Abb. 2: Titelseite der Mün-
chener Jüdischen Nachrich-
ten vom 14. November
1958.

38 In gewisser Weise zeigten sich hier auch Elemente des von Anthony
Kauders beschriebenen „Gabentauschs“: Die jüdische Minderheit ver-
sicherte der nichtjüdischen deutschen Öffentlichkeit demokratisches Po-
tential, indem sie diese am Gedenken teilhaben ließ, während die nicht-
jüdische Öffentlichkeit im Gegenzug der jüdischen Minorität
Anerkennung zollte, indem sie die Erinnerung an die Novemberpogrome
unterstützte. Vgl. Anthony D. Kauders: Unmögliche Heimat. Eine deutsch-
jüdische Geschichte der Bundesrepublik. München 2007, S. 126.
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